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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kündigung von Staatsverträgen regelt. Zwar seien wichtige
Verträge bis heute nie gekündigt worden, es gelte aber – insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jüngerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kündigung völkerrechtlicher Verträge forderten – die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «während des Spiels» zu klären. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zuständig sei für die Kündigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kündigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
völkerrechtlichen Verträgen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschlüsse für
wichtige, rechtsetzende Verträge genehmige, also müsse es auch das Parlament sein,
das solche Verträge auflösen könne. Mitberücksichtigt werden müsste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier müsse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zuständigkeiten, angewendet werden. Kündigungen von wichtigen
Verträgen seien dem Referendum zu unterstellen.
Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, AI, SG, GR, AG, TI, NE; die fünf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Städteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft für Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klärung der Zuständigkeit für die Kündigung
völkerrechtlicher Verträge, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbände
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage befürchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschläge ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschränken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kündigung von Staatsverträgen. 1
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Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im August 2021 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zum neuen
Grenzgängerabkommen mit Italien, welches die aktuelle Regelung der Besteuerung von
Grenzgängerinnen und Grenzgängern verbessern soll. In der gleichen Botschaft war
auch ein Protokoll zur Änderung des Abkommens zwischen der Schweiz und Italien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie zur Regelung einiger Fragen hinsichtlich der
Einkommens- und Vermögenssteuer enthalten. 
Auf Drängen des Kantons Tessin, der immer wieder Probleme aufgrund der
Grenzgängerbesteuerungsvereinbarung von 1974 bemängelte, hatten die Schweiz und
Italien den bilateralen Dialog über Steuer- und Finanzfragen im Jahr 2012 wieder
aufgenommen. 2015 kam es zur Paraphierung des Änderungsprotokolls zum
Doppelbesteuerungsabkommen sowie einer Roadmap, doch die Unterzeichnung
verzögerte sich um mehrere Jahre. Das Ende 2020 schliesslich doch noch
unterzeichnete Grenzgängerabkommen wurde in Kooperation mit den Grenzkantonen
Tessin, Wallis und Graubünden ausgearbeitet und bedeutet gemäss Botschaft
erhebliche Verbesserungen hinsichtlich der Grenzgängerbesteuerung im Vergleich zur
bisherigen Vereinbarung aus dem Jahr 1974. Primär wurde eine verbindliche Definition
des Begriffs «Grenzgänger/Grenzgängerin» formuliert, die auf natürliche Personen
anwendbar ist, welche im Grenzgebiet des anderen Vertragsstaates arbeiten. Bisher
wurden diese nur in der Schweiz besteuert, wobei die Schweiz 38.8 Prozent der
Quellensteuer an Italien ablieferte. Ab Inkrafttreten des Abkommens werden neu
hinzukommende Grenzgängerinnen und Grenzgänger in Italien ordentlich besteuert.
Jedoch muss Italien die daraus resultierende Doppelbesteuerung vermeiden, bereits in
der Schweiz bezahlte Steuern müssen also anrechenbar sein. Zudem werden die
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«neuen» Grenzgängerinnen und Grenzgänger im Staat des Ortes, an dem sie ihre
Erwerbstätigkeit ausüben, beschränkt besteuert. Das heisst, die Schweiz behält in
diesen Fällen 80 Prozent der regulären Quellensteuer auf den entsprechenden
Einkommen. Die dadurch gegenüber den bisher 61.2 Prozent erhöhte Steuerlast soll den
Grenzgängerstatus unattraktiver machen. Für die bestehenden Grenzgängerinnen und
Grenzgänger gilt eine Übergangsregelung, gemäss derer sie bis 2033 weiterhin
vollständig in der Schweiz besteuert werden. Darüber hinaus beruht das neue
Abkommen auf Gegenseitigkeit, womit der Schweizer Fiskus künftig auch in Italien
tätige Schweizer Grenzgehende teilweise besteuern kann. 2

1) BG Kündigung völkerrechtlicher Verträge - Entwurf vom 14.5.18; Bericht SPK-S vom 14.5.18; Bericht Vernehmlassung vom
14.5.18; Vernehmlassungantworten zu 16.456; TA, 7.2.18
2) BBl, 2021 1917

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 2


